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Bericht des Ausschusses für Verfassung und Verwaltung
betreffend das Landesgesetz über bezügerechtliche Regelungen

(L-47117-XXIII)

A. Allgemeiner Teil

Auf Grund der Gesetzgebungskompetenz des Landes
nach Art. 15 B-VG 1929 wurde das O.Ö. Bezügegesetz.
LGBI. Nr. 16/1973.zuletzt geändert durch das Landesge-
setz LGBI. Nr. 32/1984. erlassen. Das Bundesverfas-
sungsgese!z BGBI. Nr. 281/1987 in der Fassung des
Art. VI (Verfassungsbes!immung) des Bundesgesetzes
BGBI. Nr. 344/1989 erklärt gesetzliche Regelungen für
zulässig. die vorsehen. daß Bezüge einschließlichDienst-
einkommen sowie Ruhe- und Versorgungsbezüge an
Personen. die bezügerechtlichen Regelungen des Bun-
des oder der Länder unterliegen. im Falle des Zusam-
mentreffens mit anderen Zuwendungen von Gebietskör-
perschaften oder von Einrichtungen, die der Kontrolle
des Rechnungshofes unterliegen, nur bis zu einem
Höchstausmaßgeleistet werden. Bestimmungen, die das
Zusammentreffen von Bezügen, sonstigen Vergütungen
und Einkünften von öffentlichen Mandataren zum Inhalt
haben, sind bereits im geltenden O.Ö.Bezügegesetz ent-
halten.

Mit der vorliegenden Novelle sollen weitere Bestim-
mungen eingeführt werden, die "Mehrfachversorgun-
gen" Grenzensetzen; dies soll sowohl für den Bezug, der
in Ausübung der Funktion gebührt, als auch für Ruhebe-
züge gelten. Das Institut der Abfertigung soll entfallen;
sofern jedoch kein Ruhebezug oder keine Anwartschaft
auf einen Ruhebezug anfällt, soll eine Teilrückzahlung
der geleisteten Pensionsbeiträge stallfinden, um eine pri-
vate Pensionsvorsorge zu ermöglichen. Ähnlich wie im
sonstigen Pensionsrecht wird für den Anspruch auf Ru-
hebezug nach dem O.Ö. Bezügegesetz nunmehr einheit-
lich ein Anfallsalter von 60 Jahren - bei einer minde-
stens zehnjährigen Tätigkeit als Mandatar - festgesetzt.

Weiters soll im Zuge dieser Novelle zum O.Ö.Bezüge-
gesetz - auch im Sinne einer Angleichung an die Situa-
tion in anderen Bundesländern - die bezugsrechtliehe
Stellung des Amtsführenden Präsidenten (Vizepräsiden-
ten) des Landesschulrates in der Weise ins O.Ö.Bezüge-
gesetz einbezogen werden, daßetwa die Erweiterung der
Verpflichtung zur Anrechnung weiterer Bezüge eindeutig
auch für diese politischen Funktionen wirksam wird. Da-
bei handelt es sich aber nur um eine gesetzliche Fixie-
rung der Praxis, weil sich bereits jetzt die Höhe des Bezu-
ges des Amtsführenden Präsidenten (Vizepräsidenten)
des Landesschulrates am O.Ö. Bezügegesetz orientiert.

Schließlich sollen durch Artikel II(die politischen Funk-
tionäre der Städte mit eigenem Statut und durch Arti-
kel 111Abs. 3 die (hauptberuflichen) Bürgermeister in be-
stimmten Bereichen in die Bezügegesetz·Reform einge-
bunden werden, soweit sie aus verfassungsrechtlichen
Gründen gleichzubehandeln sind.

B. Besonderer Tell

Zu Art. I Z. 1:
Der Titel des O.Ö.Bezügegesetzes muß erweitert wer-
den, weil es sich nunmehr auch auf Bezüge und Pen-
sionen des Amtsführenden Präsidenten und des Vize-
präsidenten des Landesschulrates erstrecken soll.
Nach der geltenden Rechtslage sind die Bezüge die-
ser Funktionäre gemäß § 22 O.Ö.Schulaufsichts-Aus-
führungsgesetz "festzulegen", eine nähere Determi-
nierung ist in dieser Bestimmung nicht enthalten. Die
Einbeziehung der Bezüge und Pensionen dieser
Funktionäre in das vorliegende Landesgesetz dient
somit auch der verfassungsrechtlich gebotenen Kon-
kretisierung.

Zu Art. I Z. 2 bis6und9(§ 1,§ 2,§4,§ 5, §8und§ 11):
Durch die Neufassung des § 1 Abs. 1 und 2, § 4, § 8
und § 11wird die bezugsrechtliehe Stellung des Amts-
führenden Präsidenten und des Vizepräsidenten des
Landesschulrates - orientiert am Bezug eines Lan-
desrates - im einzelnen geregelt. Die Regelung
deckt sich mit der geltenden Rechtslage, wie sie im
Beschluß der Landesregierung vom 9. April 1973,
Schu-203/3-1973-Ru/Hu, und vom 12. Oktober 1989,
Schu-18/147-1989-Wei, enthalten ist.
§ 1 Abs. 3 wird darüber hinaus durch eine Bestim-
mung ergänzt, die vorsieht, daß in dem Monat, in dem
der Antrill der Funktion bzw. die Bestellung erfolgt, le-
diglich ein aliquoter Teil des monatlichen Bezuges ge-
bührt. Diese Bestimmung entspricht § 2 Abs. 1zweiter
Satz des Bezügegesetzes des Bundes in der Fassung
des Art. V des Gesetzes BGBI. Nr. 344/1989.

Zu Art. I Z. 7 (§ 9 und § 10 Abs. 4):
Bezugsfortzahlungen für Regierungsmitglieder bzw.
sonstige Abfertigungen für Mitglieder des Landtages
beim Ausscheiden aus dem Amt sind nicht mehr vor-
gesehen; § 9 hat daher zu entfallen. Ebenso hat § 10
Abs. 4 zu entfallen, der auf § 9 verweist.
Die Notwendigkeit einer Änderung des § 10 Abs. 1 er-
gibt sich aus der Aliquotierung des Anfangsbezuges
im § 1 Abs. 3.

Zu Art. I Z. 8 (§ 10a):
1. Durch den derzeit geltenden § 10a werden allen

aktiven Mitgliedern des Landtages und der Lan-
desregierung Aktiv- oder Ruhebezüge aus einer
Tätigkeit als Mitglied des Nationalrates, des Bun-
desrates oder eines anderen Landtages angerech-
net. Durch die Neufassung des §1Oasoll einerseits
eine Anpassung an die nach der geltenden Rechts-
lage bereits für die Ruhebezüge vorgesehene um-
fassendere "Anrechnungsregel" (§ 27) vorgenom-
men und andererseits diese Regelungen auch
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auf den Amtsführenden Präsidenten bzw. Vize-
präsidenten des Landesschulrates ausgedehnt
werden.

2. Aber auch inhaltlich soll das Anrechnungsmodell
des geltenden § 1Da ausgebaut werden: Dabei ist
zunächst zu entscheiden, in welchem Umfang eine
so umfassende Anrechnungsregel durch Landes-
gesetz geschaffen werden kann. In diesem Zusam-
menhang ist auf das Bundesverfassungsgesetz
über die Begrenzung von Bezügen oberster Orga-
ne, BGBI. Nr. 28111987, in der Fassung BGBI. Nr.
344/1989, Bedacht zu nehmen. Danach sind "ge-
setzliche Regelungen, die vorsehen, daß Bezüge
einschließlich Diensteinkommen sowie Ruhe- und
Versorgungsbezüge an Personen, die bezüge-
rechtlichen Regelungen des Bundes oder der Län-
der unterliegen, im Falle des Zusammentreffens
mit anderen Zuwendungen von Gebietskörper-
schaften oder von Einrichtungen. die der Kontrolle
des Rechnungshofes unterliegen, nur bis zu einem
Höchstausmaß geleistet werden, zulässig". Ver-
fassungsmäßig zulässig ist es daher jedenfalls,
laufende Einkünfte, (Ruhe)Bezüge und Entschädi-
gungen, die als gewähltes oder auf Zeit bestelltes
Mitgiied eines gesetzlich oder statuten mäßig vor-
gesehenen Organs eines Sozialversicherungsträ~
gers (z. B. Hauptversammlung, Vorstand nach
dem ASVG etc.), einer gesetzlichen Interessenver-
tretung (z. B. Präsident, Vorstand nach dem Han-
deiskammergesetz etc.), einer freiwilligen Berufs-
vereinigung (z. B. ÖGB) oder einer vergleichbaren
Einrichtung (z. B. Aufsichtsrat, Verwaltungsrat der
Lehrer-Kranken- und Unfallfürsorge etc.) - Abs. 1
Iit. d - bezogen werden, In die Kürzungsregelun-
gen einzubeziehen.

Darüber hinaus sollen - in verfassungsrechtlich
zulässiger Weise - auch Einkünfte in die Anrech-
nungsregel einbezogen werden, die eine Person
aus einer Tätigkeit als Funktionär einer politischen
Partei bezieht (Abs. 1 lit. e).

Soweit Einkünfte, (Ruhe)Bezüge und Entschädi-
gungen, die als Mitglied des Aufsichtsrates oder
eines vergleichbaren Organs eines Betriebes, ei-
ner Unternehmung oder sonstigen Einrichtung ge-
währt werden, sind sie ebenfalls anzurechnen,
gleichgültig, ob solche Betriebe der Kontrolle des
Rechnungshofes unterliegen oder nicht (Abs. 1
Iit. 1).
Von der "Anrechnungsregelung" sind jedoch we-
der Einkünfte aus privater selbständiger Tätigkeit
(z. B. als Arzt, Rechtsanwalt, Gewerbetreibender,
Industrieller, Landwirt u. dgl.) noch solche aus un-
selbständiger Tätigkeit (z. B. in einem Dienstver-
hältnis stehend als Arbeiter, Angestellter u. dgl.) er-
faßt (Abs. 1 letzter Satz).

Unter Reisekostenersätze im Sinne des Abs. 1 letz-
ter Satz sind konkret verrechnete Geldleistungen
zu verstehen, die aus Anlaß einer "Dienstreise" im
Einzelfall ausbezahlt werden.

3. Die Bezieher haben aile in Abs. 1 Iit. abis g ertaß-
ten Einkünfte dem Land Oberösterreich zu melden
(Abs. 3).

4. Die Einkünfte sind in diesem Sinn so anzurechnen,
daß in Summe maximal aus allen diesen Funktio~
nen, Oienst- und sonstigen Rechtsverhältnissen
höchstens ein Betrag in Höhe des Bezuges eines
Landesrates zur Auszahlung gelangt. Der Landes-

hauptmann und die Landeshauptmann-Stellvertre-
ter sollen von ihrem Bezug nur den Betrag erhal-
ten, um den die Summe der verschiedenen Ein-
künfte hinter dem Bezugsanspruch zurückbleibt.

Zu Art. I Z. 10 (§ 138) und Z. 27 (§ 36a):

Das Bundesgesetz BGBI. Nr. 179/1990 enthält u. a. in
Artikel IV eine neue Regelung über die Höhe der Be-
züge der politischen Mandatare. Im O.Ö. Bezügege-
setz ist daher - analog zum Bund - durch die Einfü-
gung eines neuen § 13a und eines neuen § 36a der
Gleichkiang herzustellen.

Zu Art. I Z. 11 (§ 15 Abs. 4):

Der geltende § 15 Abs. 4 stellt sicher, daß nicht-ru he-
bezugsanspruchsbegründende Zeiten als Mitglied der
Landesregierung für ein Mitglied des Landtages ruhe-
genußfähig sind. Dies soll auch für die politischen
Schulfunktionäre gelten.

Zu Art. I Z. 12 (§ 15 Abs. 5), Z. 14 (§ 18 Abs. 2) und
Z. 20 (§ 25 Abs. 2):

Diese Änderungen betreffen lediglich notwendige An-
passungen an das Pensionsgesetz 1965 in der Fas-
sung des Landesbeamten-Pensionsgesetzes.

Zu Art. I Z. 13 und 23 (§ 17 Abs. 1 und § 28 Abs. 1):

Sowohl den Mitgliedern des Landtages als auch den
Mitgliedern der Landesregierung, dem Amtsführen-
den Präsidenten und dem Vizepräsidenten des Lan-
desschulrates soll für den Fall, daß sie unmittelbar
nach dem Ausscheiden aus der Funktion einen Ruhe-
bezug erhalten - also nicht für jene Funktionäre, die
vor der Vollendung des 60. Lebensjahres aus der
Funktion ausscheiden -, foigende Regelung gelten:
Der Ruhebezug gebührt ab dem dem Ausscheiden
aus der Funktion folgenden Tag; im Monat des Aus-
scheidens aus der Funktion bzw. des Entstehens des
Ruhebezugsanspruches gebührt bis zum Ausschei-
den der aliquote Teil des "Aktivbezuges" und ab dem
Ausscheiden bis zum Monatsende der aliquote Teil
des Ruhebezuges. Diese Regelung soll verhindern,
daß z. B. ein Amtsträger einen ganzen "Monatsaktiv-
bezug" erhält, obwohl er bereits am Monatsanfang
aus der Funktion ausgeschieden ist.

Zu Art. I Z. 15 (§ 19 und § 31):

Es ist verfassungs-, weil gleichheitswidrig, daß nach
geltendem Recht wohl die Witwe, nicht aber ein Wit-
wer versorgungsberechtigt ist. Dies soll durch Z. 15
geändert werden, wobei außerdem - wie in der
8. Pensionsgesetz-NoveJle BGBI. Nr. 426/1985 - so-
wohl der Witwer als auch der frühere Ehemann versor-
gungsberechtigt sein sollen. Die etappenweise Ein-
führung dieser Leistungsansprüche erfolgt durch
Art. IV Abs. 5.

Zu Art. I Z. 16 (§ 21) und Z. 25 (§ 32):

Mit diesen Änderungen soll der zweifache Anspruch
auf den Todesfallbeitrag, nämlich nach dem O.Ö. Be-
zügegesetz und dem Pensionsgesetz, beseitigt wer-
den; auch im ASVG wurde der Todesfallbeitrag grund-
sätzlich abgeschafft, es gibt nur mehr eine freiwillige
Leistung: den Bestattungskostenbeitrag.

Zu Art. I Z. 17 (§ 22):

§22 kann entfallen, da gemäß § 20a die Anrechnungs-
regelungen des § 27 auch für die im Art. IV geregel-
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ten Ruhebezüge der Mitglieder des Landtages An·
wendung finden.

Zu Art. I Z. 18 bis 21 (§§ 24 bis 26):

§ 24 Abs. 1 sieht nach geltendem Recht vor. daß den
Mitgliedern der Landesregierung dann Ruhebezüge
gebühren, wenn ihre ruhebezugsfähige Funktionsdau·
er wenigstens vier Jahre beträgl. Die rUhebezugsfähi·
ge Gesamtzeit soll in Hinkunft mindestens zehn Jahre
betragen. Auch .§ 25 Abs. 1 muß daher angepaßt wer·
den. Durch die Anderung des § 25 tritt jedoch gegen·
über der geltenden Rechtslage keine Besserstellung
der Mitglieder der Landesregierung ein, weil für den
Fall, daß eine vierjährige Gesamtzeit nicht erreicht
wird, nur 50 v.H. des Bezuges nach § 26 gebührt. Auf
die "Sperrtristenregelung" des Art. 111 Abs. 2 ist je·
doch hinzuweisen.

§ 26 sieht folgerichtig nunmehr vor, daß der Ruhebe·
zug 80 v.H. des Aktivbezuges beträgt; zur Zeit wird
diese Ruhebezugshöhe gemäß dem geltenden § 26·
schon nach neun Jahren Funktionsdauer erreicht.

Zu Art. I Z. 22 (§ 27):

Die bestehende Anrechnungsregelung des § 27 soil
nunmehr - um dem Ziel einer Bezüge·Reform ent·
sprechend Rechnung zu tragen -, soweit es sachlich
begründbar ist, ausgebaut werden:

Abs. 1 lil. b wird auf die Mitglieder der Volksanwalt·
schaft erweitert; Abs. 1 lit. d wird umfassend auf jegli·
ches Einkommen aus selbständiger oder unselbstän·
diger Tätigkeit im Sinne des § 2 Abs. 3 Z. 1 (Einkünfte
aus Land· und Forstwirtschaft), Z. 2 (Einkünfte aus
selbständiger Arbeit), Z. 3 (Einkünfte aus Gewerbebe·
trieb), Z. 4 (Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit)
und § 29 Z. 4 (Funktionsgebühren) Einkommensteuer·
gesetz 1988, BGBI. Nr. 400, erweitert. Der geltende
§ 27 Abs. 1 lil. f O.Ö. Bezügegesetz, nach dem Ver·
gütungen aus der Tätigkeit als Mitglied des Aulsichts·
rates, ausgenommen die Mitgliedschaft zu zwei Auf·
sichtsräten, anzurechnen waren, konnte entfailen,
weil solche Vergütungen durch die Regelung des neu·
en Abs. 1 lit. duneingeschränkt erfaßt sind. Ebenso
wurde Abs. 1 lit. d (alt) und Abs.·1 lil. e (alt) durch die
umfassende Regelung des Abs. 1 Iit. d (neu) ent·
behrlich.

Zu Art. I Z. 24 (§ 29):

Analog zu § 1 Abs. 3 ist auch im § 29 eine Aliquotie·
rung vorzusehen: Der Ruhebezug erlischt nämlich
(schon) mit Ablauf des Monats, der dem Beginn des
Anspruches auf den Bezug vorangeht. Daher würde
ein Betroffener mit Beginn des Monats seines Amtsan·
trittes bis zur Angelobung gemäß § 1 Abs. 3 (siehe
Art. I Z. 2) keine Geldleistungen (mehr) erhalten.

Der geltende Abs. 2, wonach der Ruhebezug nach
dem Ausscheiden eines neuerlich gewählten Mitglie·
des der Landesregierung neu zu beme$$e'~1i::il, wird
wegen der Neuregelung des § 24 und des § 26 über·
flüssig, weil nunmehr, um die ruhebezugsfähige Ge·
samtzeit von zehn Jahren zu erreichen, gemäß § 24
Abs. 3 ohnehin schon alle ruhebezugsfähigen Zeiten
(als Mitglied der Landesregierung usw.) zusammenge·
rechnet werden und § 26 einen gestaffelten Ruhebe·
zug nicht mehr vorsieht.

Aus dem gleichen Grund kann auch der geltende
Abs. 3 entfallen. der die analogen Anordnungen wie

Abs. 2 hinsichtlich der Präsidenten der Landtage oder
der Mitglieder des Landtages enthält.

Abs. 4 des geltenden O.Ö. Bezügegesetzes hat aus
den gleichen Gründen wie § 22 Abs. 4 (Art. IZ. 17) zu
entfailen.

Zu Art. I Z. 26 (§ 32a):

Wie schon im ailgemeinen Teil der Erläuterungen aus·
geführt wurde. soil auf Antrag eine Pensionsbeitrags·
Teilrückzahlung auf der Basis der geleisteten Pen·
sionsbeiträge dann möglich sein, wenn kein Ruhebe-
zug oder keine Anwartschaft auf einen Ruhebezug an·
fäilt. Damit soil die Schaffung einer privaten Pensions·
vorsorge ermöglicht werden; gleichzeitig wird damit
aber genauso dem Gesichtspunkt als Überbrückungs.
hilfe (bis zur Aufnahme eines neuen Berufes) Rech·
nung zu tragen sein, die eine prozentuelle Begren-
zung der Höhe nach rechtfertigt. Es soil aber keines·
wegs dadurch - unter einem neuen Titel, also ver-
steckt - das System von Bezugsfortzahlungen und
sonstigen Abfertigungen aufrecht erhalten werden.

Um zu gewährleisten, daß bei der Rückerstattung der
geleisteten Pensionsbeiträge keine höheren Beträge
als die derzeitigen Bezugsfortzahlungen und sonsti·
gen Abfertigungen (§ 9) möglich sind, muß daher je
nach Funktion und Funktionsdauer differenziert
werden.

Die Voraussetzung der drei Jahre Funktionsdauer im
Abs. 1 letzter Satzteil ist nur dann gegeben, wenn die
drei Jahre in ein und derselben Art der Funktion
(Landtagsabgeordneter; Mitglied der Landesregie·
rung; Amtsführender Präsident oder Vizepräsident
des Landesschutrates) verbracht wurden.

Zu Art. 11:

Gemäß § 24 Abs. 4 in Verbindung mit § 29 der Statute
(für die Landeshauptstadt Linz 1980, für die Stadt
Steyr 1980 und für die Stadt Wels 1980) werden die
Bezüge des Bürgermeisters, der Vizebürgermeister
und der Stadtratsmitglieder orientiert am O.Ö. Bezüge·
gesetz geregelt. Wegen der O.Ö. Bezügegesetz·No·
veile 1990 (Art. I) ist jedenfails § 24 Abs. 2 der Statute,
wonach der Bürgermeister schon nach sechs Jahren
seiner Amtsausübung einen Ruhebezug erhält, an die
Neuregelung betreffend die Mitglieder der Landesre·
gierung (Erhöhung auf zehn Jahre) anzupassen Üe·
weils Z. 1). Gleichzeitig mußte auch eine Regelung
über eine allfäilige Anrechnung von Vordienstzeiten
als Gemeinderat vorgesehen werden. Die Anrech-
nung von Vordienstzeiten hat jedoch in Entsprechung
des verfassungsrechtlich verankerten Sachlichkeits·
gebotes zur Folge, daß für diese Zeit entsprechende
Pensionsbeiträge zu entrichten sind üeweils Z. 2). Da
diese" Vordienstzeit" als Gemeinderat zu einem Vier-
tel angerechnet werden soil, ist es konsequent, als
Ausmaß für die nachträgliche Entrichtung der Pen·
sionsbeiträge 25 v.H. jener Pensionsbeiträge vorzuse-
hen, die fiktiv in dieser Zeit als Bürgermeister hätten
geleistet werden mussen.

Zu Art. 111:

1. Während § 24 Abs. 1 des (geitenden) O.Ö. Bezüge·
gesetzes vorsieht, daß den Mitgliedern der Landes·
regierung dann Ruhebezüge gebühren, wenn ihre
ruhebezugsfähige Gesamtzeit wenigstens vier
Jahre beträgt, wird nach der Regierungsvorlage
zur O.Ö, Bezügegesetz·Noveiie 1990 den Mitglie·
dern der Landesregierung der voiie Ruhebezug in
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Höhe von 80 v.H. des Aktivbezuges sofort bei Vor-
liegen einer ruhebezugsfähigen Gesamtzeit von
zehn Jahren gewährt.

Wegen der Vordienstzeiten-Anrechnung des § 24
kann es aber vorkommen, daß ein politischer Funk-
tionär den überwiegenden Teil der notwendigen
Zeiten durch Anrechnung wegen einer Tätigkeit als
Mitglied des Landtages, des Nationalrates, als Prä-
sident des Landtages, Klubobmann usw. zusam-
menbringt und z. B. erst im letzten (zehnten) Jahr
(oder möglicherweise .nur für den Bruchteil eines
Jahres) Mitglied der Landesregierung wird, so daß
er nach nur einjähriger (oder z. B. auch nur halb-
jähriger) Funktionsdauer ebenfalls den vollen Ru-
hebezug eines Mitgliedes der Landesregierung er-
hält. Um derartiges auszuschließen, ist es geboten,
eine "Sperrfrist" für eine tatsächliche Funktions-
dauer von drei Jahren einzuführen. Das Mitglied
der Landesregierung soll daher erst nach einer (tat-
sächlichen) Funktionsdauer von drei Jahren (unter
der weiteren Voraussetzung einer insgesamt zehn-
jährigen ruhebezugsfähigen Gesamtzeit) den vol-
len Ruhebezug erhalten. Weist das Mitglied der
Landesregierung eine kürzere (tatsächliche) Funk-
tionsdauer als drei Jahre auf, so soll sich der Ruhe-
bezug für jedes fehlende Monat um 0,5 v.H. ver-
mindern (Abs. 2).

2. In gleicher Weise wie für die Mitglieder der Lan-
desregierung soll für jene Mitglieder des Landta-
ges, die im Zeitpunkt des Ausscheidens eine Amts-
zulage beziehen, die Amtszulage für die Berech-
nung des Ruhebezuges je nach Zeitdauer gestaf-
felt wirksam werden. § 15 Abs. 1 sieht schon der-
zeit eine dreijährige Funktionsdauer vor, damit die
Amtszulage ruhebezugsfähig angerechnet wird.
Auch hier soll nun für jeden auf die drei Jahre feh-
lenden Monat der der Amtszulage entsprechende
Teil des Ruhebezuges um 2 v.H. vermindert wer-
den (Abs. 1).

3. Im Zuge der verfassungsrechtlich zwingenden
Gleichbehandlung mit den Mitgliedern der Landes-
regierung (Abs. 2) und den "Amtszulagen-Bezie-
hern" (Abs. 1) ist hinsichtlich der "hauptberufli-
chen" Bürgermeister gemäß§ 2b O.Ö. Bürgermei-
sterbezügegesetz folgendes in Betracht zu ziehen:
Eine Pensionsbeitrags-Teilrückerstattung, wie sie
im Art. I Z. 26 (§ 32a) für Mitglieder der Landesre-
gierung, des Landtages sowie für den Amtsführen-
den Präsidenten und Vizepräsidenten des Landes-
sChulrates enthalten ist, sieht das O.Ö.Bürgermei-
sterbezügegesetz selbst dann nicht vor, wenn ein
hauptberuflicher Bürgermeister die erforderliche
Funktionsdauer nicht zur Gänze erreicht und den-
noch für diese Zeit erhöhte Pensionsbeiträge lei-
sten mußte.

im Hinblick auf die Regelungen für die Mitglieder
der Landesregierung (Abs. 2) sowie für die Bezie-
her einer Amtszulage (Abs. 1) ist - um einen Ver-
stoß gegen den verfassungsrechtlich grundgeleg-
ten Gleichheitssatz (Art. 7 B-VG) auszuschließen
- auch für den (vergleichbaren) Personenkreis der
hauptberuflichen Bürgermeister eine entsprechen-
de Regelung zu schaffen (Abs. 3): Danach ist der

Schwarzinger
Obmann

Amtsbezug auf Antrag auch dann der Berechnung
der einmaligen bzw. der laufenden Entschädigung
als Bemessungsgrundlage heranzuziehen, wenn
der Anspruchsberechtigte im Zeitpunkt des Aus-
scheidens aus seiner Funktion und überdies wäh-
rend eines Zeitraumes von mindestens 36 Mona~
ten den Amtsbezug als hauptberuflicher Bürger-
meister bezogen hat; wird diese Bezugsdauer nicht
erreicht, so vermindert sich die Bemessungsgrund-
lage für jeden fehlenden Monat um 2 v.H.

Zu Art. IV:

Dieses Landesgesetz soll - ausgenommen Art. I
Z. 10 (§ 13a) und Art. I Z. 27 (§ 36a) - mit 1. Jänner
1991 in Kraft treten. Art. I Z. 10 und Z. 27 sollen ent-
sprechend dem Artikel V des Bundesgesetzes BGBI.
Nr. 179/1990 rückwirkend mit 1. April 1990 in Kraft
und mit Ablauf des 31. Dezember 1990 außer Kraft
treten.

Die Bestimmung des §22 O.Ö.Schulaufsichts-Ausfüh-
rungsgesetz, die bisher Grundlage für die Regelung
der Bezüge des Amtsführenden Präsidenten und des
Vizepräsidenten des Landesschulrates war, ist nicht
mehr erforderlich, sodaß sie außer Kraft gesetzt wer-
den kann (Abs. 1).

Der übergangslose Wegfall der Entschädigung bzw.
der Bezugsfortzahlung (§ 9) in der derzeitigen Form
könnte bei einer Reihe von Mitgliedern der Landesre-
gierung und des Landtages zu einem vorzeitigen Aus~
scheiden aus ihrer Funktion führen und somit zusätz~
lieh Kostensteigerungen bewirken. Außerdem wäre es
im Lichte der Judikatur des Verfassungsgerichtshofes
sachlich nicht begründbar (Gleichheitssatz), denjeni-
gen Amtsträger, der 'sein öffentliches Amt lang-
jährig im Vertrauen darauf ausübt, daß er bestimmte
(Ruhe)Bezüge erwirbt, plötzlich einem strengen Kür-
zungssystem zu unterwerfen (vgl. z. B. VfGH 18. 3.
1987, G 255/86, 63-9/1987).

Abs. 4 schafft Klarheit über die Anwendung des O.Ö.
Bezügegesetzes im Falle des Amtsführenden Präsi-
denten und Vizepräsidenten des Landesschulrates
auch für die Vergangenheit. Diese rückwirkende Re-
gelung ist schon deshalb geboten, weil das O.Ö.Bezü-
gegesetz ohnedies bereits analog auch auf diese poli-
tischen Schulfunktionäre Anwendung fand (vgl. z. B.
den Beschluß der o.ö. Landesregierung vom 9. April
1973, Schu-203/3-1973-Ru/Hu, und vom 12. Oktober
1989, Schu-18/147-1989-Wei).

Die (verfassungsrechtlich gebotene) Zuerkennung der
Witwerpension (bzw. der Versorgung des früheren
Ehemannes) auch im O.Ö. Bezügegesetz wird durch
Art. I Z. 15 (§ 19 und § 31) sichergestellt. Dabei ist im
Abs. 5 analog dem Art. 11der 8. Pensionsgesetz-Novel-
le, BGBI. Nr. 426/1985, eine etappenweise Einführung
der diesbezüglichen Leistungsansprüche vorzusehen.

Der Ausschu8 für Verfassung und Verwaltung bean-
tragt, der Hohe Landtag möge das Landesgeselz über
bezügerechtliche Regelungen beschließen.

Linz, am 2. Juli 1990

Hlesl
Berichterstatter
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Landesgesetz

vom _

über bezügerechlliche Regelungen

Der o.ö. landtag hat beschlossen:

Artikel I

Das Q.ö. Bezügegesetz, lGBI. Nr. 16/1973, zuletzt ge-
ändert durch das landesgesetz lGBI. Nr. 32/1984, wird
wie folgt geändert:

1. Das landesgesetz erhält folgenden Titel:
"landesgesetz vom 13. Dezember 1972 über die Be-
züge und Pensionen der Mitglieder des landtages,
der Mitglieder der landesregierung, des Amtsführen-
den Präsidenten und des Vizepräsidenten des lan-
desschulrAtes (OÖ Bezügegesetz)"

2. § 1 Abs. 1 bis 3 haben zu iauten:
,,(1) Den Mitgliedern des landtages, den Mitglie-

dern der landesregierung, dem Amtsführenden Präsi-
denten und dem Vizepräsidenten des landesschulra-
tes gebühren Bezüge.

(2) Außer den Bezügen gebühren den Mitgliedern
des landtages, den Mitgliedern der landesregierung,
dem Amtsführenden Präsidenten und dem Vizepräsi-
denten des landesschulrates Sonderzahlungen.
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(3) Die Bezüge sind im voraus am Anfang eines je-
den Monats auszuzahlen. Im ersten Monat gebühren
jedoch lediglich die entsprechenden Teile der Bezüge
bzw. sonstiger Geldleistungen für den Zeitraum zwi-
schen der Angelobung bzw. Bestellung und dem Mo-
natsende."

3. Dem § 2 ist folgender Abs. 3 anzufügen:
,,(3) Der Bezug des Amtsführenden Präsidenten des

Landesschulrates beträgt 75 v. H. des Bezuges eines
Landesrates, der Bezug des Vizepräsidenten des Lan-
desschulrates beträgt 60 v. H. des Bezuges des Amts-
führenden Präsidenten des Landesschulrates."

4. Dem § 4 ist folgender Abs. 3 anzufügen:
,,(3) Der Auslagenersatz des Amtsführenden Präsi-

denten des Landesschulrates beträgt 75 v. H. des
Auslagenersatzes eines Landesrates, der Auslagener-
satz des Vizepräsidenten des Landesschulrates be-
trägt 60 v. H. des Auslagenersatzes des Amtsführen-
den Präsidenten des Landesschulrates. "

5. Dem § 5 ist folgender Abs. 4 anzufügen:
,,(4) Die Abs. 1 bis 3 gelten für den Amtsführenden

Präsidenten und den Vizepräsidenten des Landes-
schulrates mit der Maßgabesinngemäß, daß auch Ein-
künfte aus einer Tätigkeit an einer Privatschule mit Öf-
fentlichkeitsrecht anzurechnen sind."

6. § 8 Abs. 1 und 2 haben zu lauten:
,,(1) Die Mitglieder des Landtages, die Mitglieder

der Landesregierung, der Amfsführende Präsident
und der Vizepräsident des Landesschulrates haben
von den ihnen nach Abschnitt I dieses Gesetzes zu-
kommenden Bezügen und Sonderzahlungen Pen-
s;onsbeiträge zu entrichten.

(2) Der Pensionsbeitrag beträgt für die Mitglieder
des Landtages 13 v. H., für die Mitglieder der Landes-
regierung, den Amtsführenden Präsidenten und den
Vizepräsidenten des Landesschulrates 16 v. H. des
monatlichen Bezuges und der Sonderzahlungen."

7. § 9 sowie § 10 Abs. 4 haben zu entfallen; § 10 Abs. 1
hat zu lauten:

,,(1) Für die im Abschnitt I dieses Gesetzes geregel-
ten Bezüge gilt auch der Monat als ganzer, in dem das
Ende der Amtswirksamkeit fällt."

8. § 10a hat zu lauten:
,,§ 10a

(1) Der Bezug der im § 1 Abs. 1 angeführten Organe
ist nur in dem Ausmaß auszuzahlen, um das die Sum~
me folgender Ansprüche hinter dem Bezug eines Lan-
desrates, im Falle des Landeshauptmannes und der
Landeshauptmann-Stellvertreter aber hinter ihrem Be-
zug, zurückbleibt:
a) Ruhebezug als Bundespräsident;
b) Bezüge bzw. Ruhebezüge, die für die Tätigkeit als

Mitglied des Nationalrates, des Bundesrates, als
Mitglied eines anderen Landtages. ais Mitglied der
Bundesregierung, als Staatssekretär, als Mitglied
der Volksanwaltschaft, als Mitglied einer anderen
Landesregierung, als Bürgermeister oder als Mit-
glied eines Gemeinderates, eines Gemeindevor-
standes bzw. Stadtsenates oder einer vergleichba-
ren OrgansteIlung eines Gemeindeorgans gewährt
werden;
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cl Ruhebezug nach dem Verlassungsgerichtshof-
gesetz 1953, BGBI. Nr. 85, zuletzt geändert
durch BGBI. Nr. 732/1988, oder als Präsident
oder Vizepräsident des Rechnungshofes;

d) laufende Einkünfte, (Ruhe)Bezüge bzw. Ent-
sChädigungen u. dgl. als gewähltes oder auf Zeit
bestelltes Mitglied (politischer Funktionär) eines
Organs einer gesetzlichen Interessenvertretung,
einer freiwilligen Berufsvereinigung oder eines
Sozialversicherungsträgers oder einer vergleich-
baren Einrichtung;

e) laufende Einkünfte, (Ruhe)Bezüge bzw. Ent-
schädigungen u. dgl. aus der Tätigkeit als ge-
wählter bzw. auf Zeit bestellter politischer Funk-
tionär einer politischen Partei;

f) laufende Einkünfte, (Ruhe)Bezüge bzw. Ent-
.schädigungen u. dgl. als Mitglied eines Aufsichts-
rates oder eines vergleichbaren Organs eines Be-
triebes, einer Unternehmung oder einer sonsti-
gen Einrichtung;

g) Invaliditätspensionen, Versehrtenrenten bzw.
vergleichbare Geldleistungen, die auf Grund ei-
ner Tätigkeit im Sinne des § 1 Abs. 1 oder einer
der in lit. abis lil. f angeführten Tätigkeit ausbe-
zahlt werden.

Für die erforderliche Berechnung sind die Bruttobe-
züge heranzuziehen. Reisekostenersätze bleiben
ebenso unberücksichtigt wie Einkünfte, die auf
Grund eines Dienstverhältnisses zu einer der in lit. d
bis lit. f erlaßten Einrichtung gebühren.

(2)Zuwendungen wie Abfertigungen, die aus einer
Tätigkeit nach Abs. 1 lit. abis f gebühren und in ei-
nem Betrag ausbezahlt werden, sind so oft und mit
solchen Monatsbeträgen zu berücksichtigen, wie
dies ihrer Berechnung zugrundeliegl.

(3) Sämtliche Einkünfte, (Ruhe)Bezüge bzw. Ent-
schädigungen u. dgl. nach Abs. 1 lil. abis g hat der
Bezieher dem land Oberösterreich zu melden.

9. Im § 11 ist nach der Wortfolge "Die Mitglieder des
landtages und jene Mitglieder der Landesregie-
rung" die Wortfolge "bzw. der Amtsführende Präsi-
dent und der Vizepräsident des landesschulrates"
einzufügen.

1O. Nach § t 3 ist vor dem Abschnitt 1I folgender § 13a
einzufügen:

,,§ 13a
Art. IV Z. 1 des Bundesgesetzes BGBI. Nr. 179/1990
ist auf Bezüge, die den im § 1 Abs. 1 genannten Or-
ganen gebühren, sinngemäß anzuwenden."

11. Dem § 15 Abs. 4 ist foigender Satz anzufügen:
"Dies gilt sinngemäß für den Amtsführenden Präsi-
denten und Vizepräsidenten des landesschulra-
tos."

12. Im § 15 Abs. 5 ist das Zitat ,,§ 9 Abs. 1, 2 und 4
bis 6" durch das Zitat ,,§ 9 Abs. 1 und Abs. 3 bis 5"
zu ersetzen.

13. § 17 Abs. 1 haI zu laulen:
,,(1) Der Ruhebezug gemäß § 14 Abs. 1 gebührt

für den Fall, daß das Mitglied des landtages vor Voll-
endung des 60. lebensjahres aus der Funktion aus-
scheidet, frühestens von dem der Vollendung des
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60. Lebensjahres folgenden Monatsersten an. Falls
das Mitglied des Landtages aber wegen Erkrankung
u. dgl. seine Funktion nicht mehr ausüben kann und
daher ausscheidet oder erst nach Vollendung des
60. Lebensjahres aus der Funktion ausscheidet und
einen Anspruch auf einen Ruhebezug gemäß § 14
Abs. 1 hat, gebühren im Monat des Ausscheidens
aus der Funktion die entsprechenden Teile der Be-
züge sowie sonstiger Geldleistungen für den Zeit-
raum zwischen Monatsanfang und dem Ausschei-
den und ab dem dem Ausscheiden folgenden Tag
die entsprechenden RUhebezugsteile für den Zeit-
raum zwischen Entstehen des Anspruches und dem
Monatsende."

14. Im § 18 Abs. 2 ist das Zitat ,,§ 17 Abs. 1 bis 7"
durch das Zitat ,,§ 17 Abs. 1 bis 6" zu ersetzen.

15. Im § 19 bzw. im § 31 ist das Wort "Witwenversor-
gungsbezug" durch die Wortfolge "Witwen- und
Witwerversorgungsbezug" zu ersetzen; im § 31
Abs. 2 ist das Wort "Witwe" durch die Wortfolge
"Witwe bzw. des Witwers" zu ersetzen.

16. Der Wortlaut des § 21 ist ais "Abs. 1" zu bezeich-
nen; § 21 Abs. 2 hat zu lauten:

,,(2) Besteht neben dem Anspruch auf den Todes-
fallbeitrag, den Bestattungskosten- oder den Pflege-
kostenbeitrag nach Abs. 1 auch ein Anspruch auf
eine solche vergleichbare Leistung aus dem Dienst-
verhältnis zu einer Gebietskörperschaft, so ist § 5
sinngemäß anzuwenden."

17. § 22 hat zu entfallen.

18. Im § 24 haben die Abs. 1 bis 4 zu lauten:
,,(1) Den Mitgliedern der Landesregierung, dem

Amtsführenden Präsidenten und dem Vizepräsiden-
ten des LandesschuJrates gebühren nach Maßgabe
der folgenden Bestimmungen auf Antrag monatliche
Ruhebezüge, wenn ihre ruhebezugsfähige Gesamt-
zeit wenigstens zehn Jahre betragen hat.

(2) Der Ruhebezug wird auf der Grundlage des ge-
mäß§2 Abs. 2 und 3 festgelegten Bezuges unter Be-
rücksichtigung der Abs. 3 bis 6 und des § 25 ermit-
telt Hat ein Betroffener mehrere Funktionen ausge-
übt, so ist die mit dem höchsten Bezug verbundene
Funktion maßgebend.

(3) Zeiten, die als (Ersatz)Mitglied der Landesre-
gierung, als Amtsführender Präsident oder Vizeprä-
sident des Landesschulrates, als Mitglied der Bun-
desregierung oder als Staatssekretär oder als Mit-
glied der Volksanwaltschaft zurückgelegt wurden,
sind für die Begründung des Anspruches auf Ruhe-
bezug nach Abs. 1 der Zeit der Ausübung der im
Abs. 1 genannten Funktionen zuzurechnen.

(4)Zeiten, die als Mitglied des Landtages, des Na-
tionalrates oder des Bundesrates zurückgelegt wur-
den, sind für die Begründung des Anspruches auf
Ruhebezug gemäß Abs. 1 den Zeiten der Funktions-
ausübung als Milglied der Landesregierung bzw. als
Amtsführender Präsident oder Vizepräsident des
Landesschulrates in folgendem Ausmaß zuzu-
rechnen:
a) Zeiten als Erster Präsident des Landtages zur

Gänze;
b) Zeiten als Zweiter Präsident oder Dritter Präsi-

dent des Landtages bzw. als Obmann jedes
Ktubs zu zwei Drittein;

c) sonstige Zeiten als Mitglied des Landtages, des
Nationairates oder des Bundesrates zur Hälfte."
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19. § 25 Abs. 1 hat zu lauten:
,,(1) Kann ein Mitglied der Landesregierung, der

Amtsführende Präsident oder Vizepräsident des
Landesschulrates, dessen Gesamtzeit unter Berück-
sichtigung des §24 Abs. 3 bis 6 noch nicht zehn Jah-
re beträgt, seine Funktion wegen Erkrankung u. dg\.
nicht mehr ausüben und scheidet es (er) daher aus,
dann ist es (er) nach mindestens vierjähriger Ge-
samtzeit so zu behandeln, als ob es (er) eine Ge-
samtzeit von zehn Jahren aufzuweisen hätte; schei-
det es (er) vor Ablauf der vierjährigen Gesamtzeil
aus, gebühren ihm 50 v. H. des Bezuges nach §26."

20. Im § 25 Abs. 2 ist das Zitat ,,§ 9 Abs. 1, 2 und 4
bis 6" durch das Zitat ,,§ 9 Abs. 1 und Abs. 3 bis 5"
zu ersetzen.

21. § 26 hat zu lauten:
,,§ 26

Als Ruhebezug gebühren 80 v. H. des Bezuges nach
§ 24 Abs. 2."

22. § 27 hat zu lauten:
,,§ 27

(1) Der Ruhebezug ist nur in dem Ausmaß auszu-
zahlen, um das die Summe folgender Ansprüche
hinter dem Bezug eines Landesrates, im Falle des
Landeshauptmannes und der Landeshauptmann-
Stellvertreter aber hinter ihrem Bezug, zurückbleibt:
a) Bezug oder Ruhebezug als Bundespräsident;
b) Bezüge bzw. Ruhebezüge, die für die Tätigkeit

als Mitglied des Nationalrates, des Bundesrates,
als Mitglied eines anderen Landtages, als Mit-
glied der Bundesregierung, als Staatssekretär,
als Mitglied der Volksanwaltschaft, als Mitglied ei-
ner anderen Landesregierung, als Bürgermeister
oder als Mitglied eines Gemeinderates oder eines
Gemeindevorstandes bzw. Stadtsenates gewährt
werden;

c) Entschädigung oder Ruhebezug nach dem Ver-
fassungsgerichtshofgesetz 1953, BGB\. Nr. 85,
zuletzt geändert durch BGB\. Nr. 732/1988, oder
als Präsident oder VIzepräsident des Rech-
nungshofes;

d) laufende Bezüge bzw. Entschädigungen u. dg\.
(einschließlich Diensteinkommen auf Grund ei-
nes Dienstverhältnisses) oder (Ruhe)Versor-
gungsbezüge (ausgenommen eine Hilflosenzula-
ge) aus selbständiger oder unselbständiger Tätig-
keit Im Sinne des § 2 Abs. 3 Z. 1,2,3 und 4 sowie
§ 29 Z. 4 Einkommensteuergesetz 1988, BGBI.
Nr. 400, sofern es sich nicht um Geldleistungen
handelt, die ohne Zusammenhang mit einer selb-
ständigen oder unselbständigen Tätigkeit auf
Grund ejn~r freiwilligen privaten Pensionsvorsor~
ge ausbezahlt werden;

e) wiederkehrende Geldleistungen aus der gesetz-
lichen Penslons- und Unfallversicherung ein-
schließlich Invaliditätspensionen, Versehrtenren-
ten u. dg\. (ausgenommen ein Hilfiosenzuschuß
und Pensionsleistungen auf Grund einer freiwilli-
gen Weiter- oder Höherversicherung).

Für die erforderliche Berechnung sind die Brultobe-
träge heranzuziehen. Reisekostenersätze bleiben
unberücksichtigt.
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(2) Zuwendungen wie Abfertigungen, die in einem
Betrag ausbezahlt werden, sind gemäß Abs. 1 so oft
und mit solchen Monatsbeträgen zu berücksichti-
gen, wie dies ihrer Berechnung zugrundeliegt.

(3) Für den Ruhebezug des Landeshauptmannes
gilt überdies § 10 Abs. 3 sinngemäß."

23. § 28 Abs. 1 hat zu lauten:
,,(1) Der Ruhebezug gemäß § 24 Abs. 1 gebührt

für den Fall, daß das Mitglied der Landesregierung,
der Amtsführende Präsident und der Vizepräsident
des Landesschulrates vor Vollendung des 60. Le-
bensjahres aus der Funktion ausscheidet, frühe-
stens von dem der Vollendung des 60. Lebensjahres
folgenden Monatsersten an. Falls das Mitglied der
Landesregierung, der Amtsführende Präsident und
der Vizepräsident des Landesschulrates aber wegen
Erkrankung u. dgl. seine Funktion nicht mehr aus-
üben kann und daher ausscheidet oder erst nach
Vollendung des 60. Lebensjahres aus der Funktion
ausscheidet und einen Anspruch auf einen Ruhebe-
zug gemäß § 24 Abs. 1 hat, gebühren im Monat des
Ausscheidens aus der Funktion die entsprechenden
Teile der Bezüge sowie sonstiger Geldleistungen für
den Zeitraum zwischen Monatsanfang und dem Aus-
scheiden und ab dem dem Ausscheiden folgenden
Tag die entsprechenden Ruhebezugsteile für den
Zeitraum zwischen Entstehen des Anspruches und
dem Monatsende."

24. Im § 29 haben die Absätze 2 bis 4 zu entfallen; in
Abs. 1 hat die Absatzbezeichnung ,,(1)" zu entfallen.
Folgender Satz ist anzufügen:
"Zwischen dem Beginn des nachfolgenden Monats
bis zum Antritt der Funktion (§ 1 Abs. 3) sind jedoch
die entsprechenden Ruhebezugsteile auszuzah-
len."

25. Dem § 32 ist foigender Abs. 3 anzufügen:
,,(3) Besteht neben dem Anspruch auf den Todes-

fallbeitrag, den Bestattungskosten- oder den Pftege-
kostenbeitrag nach Abs. 1 auch ein Anspruch auf
eine vergleichbare Leistung aus dem Dienstverhält-
nis zu einer Gebietskörperschaft, so ist § 5 sinnge-
mäß anzuwenden."

,26. Nach § 32 ist folgender § 32a einzufügen:
,,§ 32a

(1) Die Mitglieder des Landtages und der Landes-
regierung, der Amtsführende Präsident und der Vi-
zepräsident des Landesschulrates haben nach Maß-
gabe der Abs. 2 bis 8 Anspruch auf teilweise Rücker-
stattung der während ihrer Funktion von ihnen oder
für sie entrichteten Pensionsbeiträge, wenn sie ohne
Anwartschaft oder ohne Anspruch auf einen Ruhe-
bezug (§ 14 bzw. § 24) aus dem Amt scheiden und
ununterbrochen mindestens drei Jahre im Amt wa-
ren (Pensionsbeitrags- Teiirückerstattung).

(2) Bei der Pensionsbeitrags-Teilrückerstattung
sind alle jene Pensionsbeiträge zu berücksichtigen,
die für eine Funktion gemäß Abs. 1 entrichtet wurden
und Beiträge gemäß § 8 Abs. 3.

(3) Die Pensionsbeiträge sind mit dem Hundert-
satz aufzuwerten, um den der ihnen zugrundeliegen-
de Bezug erhöht wurde. Die Beiträge, die gemäß
§ 8 Abs. 3 überwiesen wurden, sind ab dem Zeit-
punkt des Einlangens mit dem Hundertsatz aufzu-
werten, um den die Bezüge der Funktionen gemäß
Abs. 1 erhöht wurden.
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(4) Die Mitglieder des landtages erhalten 30 v. H.
der entrichteten Pensionsbeiträge (Abs. 1). Die Mit-
glieder der landesregierung bzw. der Amtsführende
Präsident und der Vizepräsident des landesschulra-
tes erhalten die entrichteten Pensionsbeiträge im ge~
samten Ausmaß, jedoch höchstens im Ausmaß von
90 v. H. jenes Betrages, der sich nach vierjähriger
Entrichtung des Pensionsbeitrages ergibt.

(S) Die Pensionsbeitrags-Teilrückerstaltung ist für
den Fali, daß sie bereits ausbezahlt wurde, zurück-
zuzahlen, wenn das Mitglied des landtages oder der
landesregierung, der Amtsführende Präsident oder
der Vizepräsident des landesschulrates aus seiner
Funktion ausscheidet und innerhaib eines Jahres
nach seinem Ausscheiden eine andere dieser Funk-
tionen oder eine der folgenden Funktionen bzw. eine
diesen Funktionen vergleichbare Funktion über-
nimmt: Bundespräsident, Mitglied der Bundesregie-
rung, Staatssekretär, Mitglied des Nationalrates
oder des Bundesrates, Mitglied der Volksanwalt-
schaft, Präsident oder Vizepräsident des Verfas-
sungsgerichtshofes oder Präsident oder Vizepräsi-
dent des Rechnungshofes. Die Pensionsbeitrags-
Teilrückerstatlung gebührt auch nicht für jene Zei-
ten, für die das land Beiträge im Sinne des § 12 des
Bezügegesetzes, BGBI. Nr. 273/1972, zuletzt geän-
dert durch das Bundesgesetz BGBI. Nr. 179/1990,
oder auf Grund vergleichbarer Regelungen entrich-
tet hat; solche Beiträge sind für solche Zeiten nicht
zu entrichten, für die der Inhaber einer Funktion ge-
mäß Abs. 1 eine Pensionsbeitra9s-Teilrückerstat-
tun9 erhalten hat.

(6) Eine Pensionsbeitrags-Teilrückerstaltung ge-
bührt jedoch, wenn die Amtstätigkeit in den im
Abs. 5 genannten Funktionen beendet wird, ohne
daß eine Anwartschaft oder ein Anspruch auf einen
Ruhebezug entstanden ist.

(7) Das frühere Mitglied des landtages oder der
landesregierung, der frühere Amtsführende Präsi-
dent oder Vizepräsident des landesschulrates hat
die Pensionsbeitrags-Teilrückerstaltung zurückzu-
zahlen, wenn es (er) später auf Grund einer der im
Abs. 5 angefÜhrten Funktionen eine Anwartschaft
auf einen Ruhebezug erwirbt. Auf Antrag ist die Zu-
rückzahlung je nach sozialer lage des Antragstel-
lers in höchstens 24 Monatsraten zu bewilligen.

(8) Die Bestimmungen der Abs. 1 bis 7 gelten sinn-
gemäß für Ersatzmitglieder der landesregierung.
Die Wahl eines Ersatzmitgliedes der landesregie-
rung zum Mitglied der landesregierung gilt nicht als
Unterbrechung der Amtstätigkeit.

(9) Abs. 1 bis 8 ist sinngemäß auf Hinterbliebene
anzuwenden. "

27. Nach § 36 ist folgender § 36a einzufügen:
,,§ 36a

Bei der Ermittlung der Ruhe- und Versorgungsbezü-
ge ist von der nach § 13a ermittelten Bezugshöhe
auszugehen. "

Artikel 11

(1) Das Statut für die landeshauptstadt Linz 1980,
lGBI. Nr. 10, wird wie folgt geändert:
1. Im § 24 Abs. 2 ist das Wort "fünfundfünfzigste" durch

das Wort "sechzigste" und das Wort "sechs" durch
das Wort "zehn" zu ersefzen.

2. Im § 24 Abs. 4 ist nach dem ersten Satz folgendes
anzufügen:
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"Für den Ruhebezug sind Zeiten, die als Mitglied des
Gemeinderates zurückgeiegt wurden, dann zu einem
Viertel der Zeit der Ausübung der im Abs. 2 angeführ-
ten Zeit zuzurechnen, wenn!Gr diese Zeiten nachträg-
lich 25 v. H. der Pensionsbeiträge, die als Bürgermei-
ster zu leisten gewesen wären, entrichtet"werden."

(2) Das Statut für die Stadt Steyr 1980, LGB!. Nr. 11, in
der Fassung LGB!. Nr. 78/1982, wird wie folgt geändert:
1. Im § 24 Abs. 2 ist das Wort "sechs" durch das Wort

"zehn" zu ersetzen.
2. Im § 24 Abs. 4 ist nach dem ersten Satz folgendes an-

zutügen:
"Für den Ruhebezug sind Zeiten, die als Mitglied des
Gemeinderates zurückgelegt wurden, dann zu einem
Viertel der Zeit der Ausübung der im Abs. 2 angeführ-
ten Zeit zuzurechnen, wenn für diese Zeiten nachträg-
lich 25 v. H. der Pensionsbeiträge, die als Bürgermei-
ster zu leisten gewesen wären, entrichtet werden,"

(3) Das Statut für die Stadt Wels 1980, LGB!. Nr. 12,
wird wie foigt geändert:
1. Im § 24 Abs. 2 ist das Wort "sechs" durch das Wort

"zehn" zu ersetzen.
2. Im § 24 Abs. 4 ist nach dem ersten Satz folgendes

anzufügen:
"Für den Ruhebezug sind Zeiten, die als Mitglied des
Gemeinderates zurückgelegt wurden, dann zu einem
Viertel der Zeit der Ausübung der im Abs. 2 angeführ-
ten Zeit zuzurechnen, wenn für diese Zeiten nachträg-
lich 25 v. H. der Pensionsbeiträge, die als Bürgermei-
ster zu leisten gewesen wären, entrichtet werden."

Artikel'"
Gemeinsame Bestimmungen

(1) Für Mitglieder des Landtages, denen im Zeitpunkt
des Ausscheidens eine Amtszulage (§ 3 O.Ö. Bezügege-
setz) gebührt, ist unter der Voraussetzung des § 14
Abs. 1 O.Ö. Bezügegesetz bei der Berechnung des Ruhe-
bezuges die Amtszulage so zu berücksichtigen, daß sich
für jeden auf das Erreichen der dreijährigen Funktions-
dauer (§ 15 Abs. 1 O.Ö. Bezügegesetz) fehlenden vollen
Monat der der Amtszulage entsprechende Teil des Ruhe-
bezuges um 2 v. H. vermindert.

(2) Den Mitgliedern der Landesregierung, dem Amts-
führenden Präsidenten und dem Vize präsidenten des
Landesschulrates gebührt unter der Voraussetzung des
§ 24 Abs. 1 O.ö. Bezügegesetz der Ruhebezug in der
Höhe von 80 v. H. des Bezuges nach § 24 Abs. 2 O.Ö. Be·
zügegesetz (§ 26 O.Ö. Bezügegesetz), wenn sie im Zeit·
punkt des Ausscheidens eine Funktionsdauer von min·
destens drei Jahren aufweisen. Wird diese Funktionsdau·
er nicht erreicht, so vermindert sich der Ruhebezug für je-
den auf die dreijährige Funktionsdauer fehlenden vollen
Monat um 0,5 v. H.

(3) Dem § 2b Abs. 3 des O.Ö. Bürgermeisterbezügege-
setzes, LGB!. Nr. 47/1975, zuletzt geändert durch das
Landesgesetz LGB!. Nr. 17/1990, ist folgendes an-
zufügen:
"Der Amtsbezug nach Abs. 1 ist auf Antrag der Berech·
nung der einmaligen (§ 10 Abs. 3) bzw. der iaulenden
Entschädigung (§ 12 Abs. 1) jedoch dann als Bemes-
sungsgrundlage zugrundezulegen, wenn der Anspruchs-
berechtigte im Zeitpunkt des Ausscheidens aus der Funk-
tion als Bürgermeister und überdies während eines Zeit-
raumes von insgesamt wenigstens 36 Monaten einen
Amtsbezug nach § 2b Abs. 1 bezogen hat; wird diese Be-
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zugsdauer nicht erreicht, so vermindert sich die Semes-
sungsgrundlage für jeden auf diese Funklionsdauer feh-
lenden Monat um 2. v..H."

Artikel IV
Übergangsbestimmungen

(1) Dieses Landesgesetz tritt mit Ausnahme der Art. I
Z. 10 und Z. 27 mit 1. Jänner 1991 in Kraft. Mit diesem
Zeitpunkt trill § 22 Abs. 1 des O.Ö. Schulaufsichts-Aus-
führungsgeselzes, LGBI. Nr. 49/1976, in der Fassung des
Landesgesetzes LGBI. Nr. 22/1989 außer Kraft. Art. I
Z. 10 und Z. 27 trill mit 1. April 1990 in Kraft.

(2) Für Mitglieder des Landtages, die spätestens mit
dem Ende der XXIII. Geselzgebungsperiode des O.Ö.
Landtages aus ihrer Funktion ausscheiden, gelten anstel-
le des § 32a die Bestimmungen des § 9 des O.Ö.Bezüge-
gesetzes in der Fassung vor dem Inkrafttreten dieses
Landesgesetzes.

(3) Für Mitglieder der Landesregierung, die spätestens
bis zu der auf das Ende der XXIII. Gesetzgebungsperiode
folgenden Wahl bzw. bis zum Amtsantrill der neuen Lan-
desregierung (Art. 34 Abs. 5 L-VG 1971) aus ihrer Funk-
tion ausscheiden, gelten anstelle des § 32a die Bestim-
mungen des §9 des O.Ö.Bezügegesetzes in der Fassung
vor dem Inkrafttreten dieses Landesgesetzes.

(4) Auf im Amt befindliche sowie auf ehemalige Amts-
führende Präsidenten und Vizepräsidenten des Landes-
schulrates ist dieses Landesgesetz auch für Zeiten anzu-
wenden, die vor dem Inkrafttreten dieses Landesgeset-
zes liegen.

(5) Für die im § 1 Abs. l·angeführten politischen Funk-
tionäre sowie ihre Hinterbliebenen und Angehörigen ist
hinsichtlich § 19 und § 31 (Art. I Z. 16) der Art. 11der
8, Pensionsgesetz-Novelle, 8GBI. Nr. 426/1985, in der
Fassung der 8. Ergänzung zum Landesbeamten-Pen-
sionsgesetz, LGBI. Nr. 33/19ß6, sinngemäß mit der Maß-
gabe anzuwenden, daß die im Art. 11Abs. 2 angeführten
Zeitpunkte der Reihe nach durch folgende Zeitpunkte zu
ersetzen sind: 1. Jänner 1991,1. Jänner 1993,1. Jänner
1995.


